
Rechtsprechungsübersicht

Haftung des Geschäftsführers

OLG Frankfurt a. M., Urteil vom 02.06.2017 - 25 U 107/13, BeckRS 2017, 124842

Der Verzicht des alleinigen Gesellschafters der Insolvenzschuldnerin auf eine Schadensersatz-
forderung gegenüber dem Geschäftsführer ist als unentgeltliche Leistungen gemäß § 134 InsO
anfechtbar.

BFH, Urteil vom 26. September 2017 - VII R 40/16 - FG Düsseldorf

1. Wird die Eröffnung des Insolvenzverfahrens über das Vermögen einer GmbH beantragt und
ein vorläufiger Insolvenzverwalter unter Anordnung eines allgemeinen Zustimmungsvorbe-
halts bestellt, verbleibt die Verwaltungs- und Verfügungsbefugnis beim gesetzlichen Vertreter
der GmbH. Er wird durch den vorläufigen Insolvenzverwalter nicht aus seiner Pflichtenstellung
verdrängt und hat weiterhin dafür zu sorgen, dass die Steuern aus den Mitteln der GmbH ent-
richtet werden.
2. Ist für Einfuhrabgaben ein laufender Zahlungsaufschub gewährt worden, sind diese am Fäl-
ligkeitstag vorrangig ohne Rücksicht auf das Bestehen etwaiger anderer Zahlungsverpflichtun-
gen zu entrichten. In diesem Fall ist daher auf die Haftung des GmbH-Geschäftsführers für die
Einfuhrabgaben der sog. Grundsatz der anteiligen Tilgung nicht anzuwenden.

OLG München, Urteil v. 22.06.2017 - 23 U 3769/16, BeckRS 2017, 114996

1. Die Haftung des Organs für masseverkürzende Leistungen nach § 64 Satz 1 GmbHG kann
nur dann entfallen, wenn der Gesellschaft ein dem Gläubigerzugriff unterliegender Vermögens-
wert zufließt.
2. Insbesondere Zahlungen, mit denen Arbeitsleistungen abgegolten werden, sind masseschmä-
lernde Zahlungen im Sinne des § 64 Satz 1 GmbHG (entgegen OLG Düsseldorf, Urteil v.
01.10.2015, 6 U 169/14).

OLG Brandenburg, Urteil v. 12.01.2016 - 6 U 123/13, BeckRS 2016, 03550

1. Nach § 64 GmbHG ist der Geschäftsführer einer GmbH der Gesellschaft zum Ersatz solcher
Zahlungen verpflichtet, die nach dem Eintritt der Zahlungsunfähigkeit der Gesellschaft oder
nach Feststellung der Überschuldung geleistet werden, es sei denn, die Zahlungen sind mit der
Sorgfalt eines ordentlichen Geschäftsmanns vereinbar.
Die Haftung setzt ein Verschulden voraus, einfache Fahrlässigkeit genügt. Maßstab ist die Sorg-
falt eines ordentlichen Geschäftsmanns, auf die individuellen Fähigkeiten des in Anspruch ge-
nommenen Geschäftsführers kommt es nicht an. Bei Zahlungen in der objektiven Lage des §



64 GmbHG wird ein Verschulden des Geschäftsführers vermutet, wobei die Erkennbarkeit der
Insolvenzreife ausreicht und ebenfalls vermutet wird.
2. Nach § 19 II InsO (i. d. Fassung des Finanzmarktstabilisierungsgesetzes v. 17.10.2008) liegt
Überschuldung vor, wenn das Vermögen des Schuldners die bestehenden Verbindlichkeiten
nicht mehr deckt, es sei denn, die Fortführung des Unternehmens ist nach den Umständen über-
wiegend wahrscheinlich. (Leitsätze der Redaktion)

BGH, Urteil v. 08.12.2015 - II ZR 68/14, BeckRS 2016, 02557

Wird auf ein debitorisches Konto einer GmbH eine zur Sicherheit an die Bank abgetretene For-
derung eingezogen, die erst nach Insolvenzreife entstanden oder werthaltig geworden ist, kann
es an einer masseschmälernden Zahlung im Sinne von § 64 Satz 1 GmbHG gleichwohl fehlen,
wenn die als Gegenleistung an den Forderungsschuldner gelieferte Ware im Sicherungseigen-
tum der Bank stand. (Leitsatz des Gerichts)


